
 

 

Rechnungsanschrift 

Kreis Segeberg 

Zentrale Geschäftsbuchhaltung 

Hamburger Straße 30 

23795 Bad Segeberg 

Bankverbindungen 

Sparkasse Südholstein | IBAN: DE95 2305 1030 0000 0006 12 | BIC: NOLADE21SHO 

Postbank AG | IBAN: DE17 2001 0020 0017 3632 03 | BIC: PBNKDEFFXXX 

Allgemeine Öffnungszeiten 

Aus aktuellem Anlass finden keine Sprechzeiten statt. 

Nur bei wichtigen Gründen, erhalten 

Bürger*innen im Einzelfall einen vorher abgestimmten 

Termin. 

Allgemeinverfügung 

des Kreises Segeberg 

über Maßnahmen zur Beschränkung des Einsatzes von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern in fleisch-, geflügelfleisch- oder fischverarbeitenden 

Betrieben zum Zwecke der Bekämpfung des neuartigen Corona-Virus SARS-
CoV-2 auf dem Gebiet des Kreises Segeberg 

 
Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektions-

krankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) in Verbindung mit § 16 
IfSG und § 106 Absatz 2 Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-
Holstein (Landesverwaltungsgesetz – LVwG) wird folgende Allgemeinverfügung er-

lassen: 

1. In – fleisch-, geflügelfleisch- oder fischverarbeitenden - Betrieben, in denen 
 
a) mehr als 100 Beschäftigte einschließlich Leiharbeitnehmer*innen oder Be-

schäftigte eines Werkunternehmers tätig sind 
 

oder 
 

b) in denen mehr als 30 % der dort tätigen Personen Leiharbeitnehmer*innen 

oder Beschäftigte eines Werkunternehmers sind, sind besondere Maßnahmen 
gegen eine Ausbreitung von SARS-CoV-2 zu ergreifen. 

Herrn 

Max Mustermann 

Musterstraße 1 

12345 Musterstadt 

Musterland 

Kreis Segeberg ∙ Postfach 13 22 ∙ 23792 Bad Segeberg 

Kreis Segeberg | Der Landrat 

  
 
Jan Peter Schröder 
Landrat 
Haus Segeberg, Zimmer-Nr. Büro L 

Hamburger Str. 25 
23795 Bad Segeberg 
 
Tel. +494551/951-9200 
Fax +494551/951-99206 
E-Mail 
landrat@segeberg.de 
 
Aktenzeichen: 
53.30-514-33 
(bitte stets angeben) 
 
Bad Segeberg, den 29.06.2020 
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Zu den besonderen Maßnahmen gehört, dass Leiharbeitnehmer*innen und Beschäf-
tigte eines Werkunternehmers, die innerhalb der vergangenen 14 Tage vor Aufnah-

me der Tätigkeit in einer anderen Arbeitsstätte desselben Betriebs nach Satz 1 oder 
in einem anderen Betrieb nach Satz 1 in der Fleisch-, Geflügelfleisch- oder Fischver-

arbeitung tätig waren, nicht beschäftigt werden dürfen. 
 

Vom Verbot der Beschäftigung nicht umfasst sind Personen, die über ein ärztliches 

Zeugnis in deutscher oder in englischer Sprache verfügen, welches bestätigt, dass 
keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS- 

CoV-2 vorhanden sind. Das ärztliche Zeugnis muss sich auf zwei molekularbiologi-
sche Testungen über das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS- 
CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union durchgeführt wor-

den sind. Zwischen den für diese Testungen erforderlichen Entnahmen der Abstriche 
müssen mindestens 48 Stunden liegen. 

 
Darüber hinaus dürfen zwischen der Aufnahme der beabsichtigten Tätigkeit und der 

Durchführung des letzten Tests nicht mehr als 48 Stunden verstrichen sein. Das 
ärztliche Zeugnis ist der Leitung des Betriebes sowie auf Verlangen der örtlich zu-
ständigen Gesundheitsbehörde oder der Ordnungsbehörde auf Verlangen vorzule-

gen. § 16 Absatz 2 IfSG gilt entsprechend. 
 

 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt sofort ab dem Zeitpunkt der Bekanntma-
chung bis einschließlich Sonntag, den 09. August 2020. Eine Verlängerung 
ist möglich. 

3. Ordnungswidrig nach § 73 Absatz 1a Ziffer 6 IfSG handelt, wer entgegen Ziffer 
1 Satz 1 eine Person ohne einen Nachweis nach Satz 2 bis 5 beschäftigt. 

4. Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG 
sofort vollziehbar. 

5. Die Allgemeinverfügung des Kreises Segeberg über Maßnahmen zur Beschrän-

kung des Einsatzes von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in fleischverar-
beitenden Betrieben zum Zwecke der Bekämpfung des neuartigen Corona-Virus 

SARS-CoV-2 auf dem Gebiet des Kreises Segeberg vom 24.Juni 2020 wird mit in 
Kraft treten dieser Allgemeinverfügung aufgehoben. 

 

Begründung 
Gemäß § 28 in Verbindung mit § 16 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwen-

digen Schutzmaßnahmen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsver-
dächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbe-

ner krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war. Nach dieser allgemeinen Be-
fugnis zur Ergreifung der notwendigen Schutzmaßnahme kann die zuständige Be-
hörde insbesondere Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht 
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oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte 
oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu betreten, 

soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten 
erforderlich ist. 

Durch den Wechsel von Beschäftigten zwischen unterschiedlichen Betrieben oder 
verschiedenen Arbeitsstätten innerhalb eines Betriebs erhöht sich grundsätzlich das 

Risiko von Übertragungen unerkannter Infektionen für Mitarbeiter, die kurzfristig an 
einem Arbeitsplatz in einem neuen Betrieb tätig werden, und für die bereits dort 
tätigen übrigen Beschäftigten. Insbesondere bei größeren Belegschaften mit einem 

hohen Anteil von Leih- bzw. Zeitarbeitnehmer*innen oder Beschäftigten eines 
Werkunternehmens ist eine hohe Fluktuation zu unterstellen, die die Ausbreitung für 

das Coronavirus SARS-CoV-2 bei begünstigenden Umgebungsbedingungen beför-
dern kann. Bei stabilen Stammbelegschaften hingegen kann davon ausgegangen 
werden, dass diese eine Kohorte bilden, die nicht so schnell wie im vorstehend ge-

schilderten Fall durch weitere Viruseinträge von außen bzw. durch Dritte zu infizie-
ren ist. 

§ 28 in Verbindung mit § 16 IfSG gestattet - unter Wahrung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit - erforderlichenfalls auch behördliche Maßnahmen zur Schlie-
ßung von Betrieben oder Einrichtungen oder Verbote des Betretens von Betrieben 

und Einrichtungen. Als weniger eingreifende Maßnahme können gezielte Gebote 
ausgesprochen werden, durch die die Gefahr der Ausbreitung von SARS-CoV-2 ver-

ringert werden kann. 

Die hohe Zahl von Ansteckungen in bestimmten Betrieben (wie zuletzt in einem 
fleischverarbeitenden Betrieb in Rheda-Wiedenbrück) zeigen, dass angemessene 

Schutzmaßnahmen zur Begrenzung des Verbreitungsrisikos in und vor allem zwi-
schen den Betrieben erforderlich sind. Hier sind aufgrund besonderer Umgebungs-

bedingungen und einer höheren Personalfluktuation besondere Schutzmaßnahmen 
zu treffen, um eine Ausbreitung des Virus zu unterbinden oder zu minimieren. Zwar 
ist eine vollständige Verhinderung der weiteren Verbreitung des Virus bzw. der 

Krankheit derzeit kaum zu erreichen. Dies ergibt sich bereits daraus, dass die Über-
tragungswege wegen der relativ langen Inkubationszeit von bis zu 14 Tagen und 

des relevanten Anteils an (nahezu) symptomlosen, aber trotzdem potentiell anste-
ckenden Virusträgern nicht mehr vollständig nachvollzogen werden können. Eine 
Eindämmung der Ausbreitung dient aber ebenso dem Zweck des Gesetzes, über-

tragbaren Krankheiten beim Menschen vorzubeugen. 
 

Das Erfordernis, ein ärztliches Zeugnis über zwei Nukleinsäurenachweise des beta- 
Coronavirus SARS-CoV-2 von Beschäftigten vorlegen zu müssen, die zuvor Tätigkei-
ten in anderen vergleichbaren Betrieben mit einer erhöhten Ansteckungsgefahr aus-

geübt haben, ist auch verhältnismäßig. Mit der Auflage, faktisch vor Arbeitsaufnah-
me zwei Tests durchgeführt haben zu müssen, zwischen denen mindestens 48 

Stunden liegen, wird zwar in die unternehmerische Freiheit der Inhaber*innen von 
Betrieben eingegriffen. Allerdings ist die Maßnahme geeignet, erforderlich und an-

gemessen, die Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 und der übertragbaren 
Krankheit COVID-19 einzudämmen. In solchen Betrieben ist es in der Regel möglich 
vor der Aufnahme der Arbeitstätigkeit der betreffenden Personen Testungen auch 

unter Einbindung oder Beauftragung von Betriebsärzten durchführen zu lassen. 
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Mögliche Personalengpässe können in der Regel durch andere angemessene unter-
nehmerische oder betriebliche Maßnahmen kompensiert werden. 

Die Anordnung gilt sofort ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung bis ein-
schließlich Sonntag, den 09. August 2020.  Eine Verlängerung ist möglich. 

Die Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in § 28 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung 
mit § 16 IfSG. Zuwiderhandlungen sind daher Bußgeldbewehrt nach § 73 IfSG. 

Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG sofort 
vollziehbar. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen haben keine auf-
schiebende Wirkung. 

 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer öffentli-

chen Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei dem Kreis 
Segeberg - Der Landrat - Hamburger Str. 30, 23795 Bad Segeberg, einzulegen. 

 
Widerspruch und Klage gegen diese Allgemeinverfügung haben gemäß § 28 Absatz 
3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG keine aufschiebende Wirkung. Daher muss 

auch bei Einlegung eines Rechtbehelfs, den Anordnungen Folge geleistet werden. 
 

Auf Antrag kann das Schleswig-Holsteinische Verwaltungsgericht, Brockdorff-
Rantzau-Straße 13, 24837 Schleswig, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs 
ganz oder teilweise anordnen.  

 
Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung kann während der Dienstzeiten beim 

Kreis Segeberg, Hamburger Straße 30, 23795 Bad Segeberg eingesehen werden. 

Bad Segeberg, den 29.06.2020 

 

 
 
Landrat 

Jan Peter Schröder 
 


